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Landratsamt München . München, den 26.9.5^ 
Nr, IV/1 B I 55/51 •,''•:. 
Az, 610-4/2 

Betr. ; Festsetzung von Baulinien für die Grundstücke südlich 
und nördlich der Strasse nach Egmating in Dürrnhaar, 
Gemarkung Peiss. • 

B e s c h 1 u "s s 
r •' Das Landratsamt München,beschliesst als örtlich und sach-
!';••' lieh zuständige Kreisverwaltungsbehörde im ersten Rechtszuge i 
|.,̂  1. Auf Antrag des Grundstückseigentümers Anton Halmannsegger 
I-'*''" in Dürrnhaar werden für die Grundstücke nördlich und südliche-
r'.ii"»'- ^gp Strasse nach Egmating, Ortsflur Dürrnhaar, Gemarkung -^^ 
I Peiss, Baulinien festgesetzt gemäss den Plänen des Yermessungs-

ingenieurs Wilhelm Hau vom 25.2.195^ mit der Maßgabe, dass 
. » die in den Plänen mit roter Tinte eingetragenen Maße und 
iH fie-visionen die ursprünglichen Planeintragungen ersetzen, 

2. Die Einsprüche der Grundstückseigentümer Pfandl, Isidor 
Öttl und Andreas Huhland werden zurückgewiesen. r'.-,' 

3. Die Kosten des Verfahrens hat der Antragsteller zu tragen. 
4. Pur diesen Beschluss wird ein,e Gebühr von DM 100,- fest­

gesetzt, wozu ein Zuschlag von 25.V.H» tritt. 
Blostennachriciit ergeht gesondert. 

B e g r Äi n d u n g i ' '"'''. 

Das Gebiet, für welches durch diesen Beschluss B.mlinien 
festgesetzt werden, liegt im Bereich der Gemarkung Peiss und 
damit im örtlichen Zuständigkeitsbereich des Landratsamtes Mün­
chen. ' ' . . 

Die, sachliche Zuständigkeit zur Entscheidung ergibt sich 
aus § 58 Abs. 2 Bayerische Bauordnung vom 17. Febr. 1901 
(GVB1.S.87) - BayBO -. „....,_. ' ^/ •„ 

Mit Bericht vom 3.4.1954 hat die Gemeinde Peiss den Antrag 
des GrundstückseigEntümers halmannsegger mit den Plänen des 
Vermessungsingenieurs ßau vom 25.2.195^ vorgelegt. ' , 

Der 'Antrag wurde, von der Gemeinde Peiss gemäss § 61 BayBO 
ordnungsgemäss vorbehandelt. Der Gemeinderat hat dem Antrag 
in seiner Sitzung vom 2.4.195^ zugestimmt. Die Pläne lagen 
in der Zeit vom 5.3.19.54 bis 19.3«195^ in der Gemeindekanzlei 
Peiss zur öffentlichen Sinsichtnähme auf.- Die aktenmassig 
bekannten Beteiligten wurden von der Planauflage durch gescr'̂ '.rtj 
Zustellung verständigt und zur Irinnerungsabgabe aufgefordert. 
Etwa vorhandene weitere Beteiligte wurden- durch öffentliche 
Bekanntmachung von der Planauflage in Kenntnis gesetzt un.d 
ebenfalls zur Erinnerungsabgabe aufgefordert, fahrend der Zeit 
der Planauflage ist von den Grandstück-seigentümern Andreas 
Suhland, Isidor öttl-und U, Pfandl gegen den Plan Einspruch 
erhoben worden. 
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;\;-;_5lS- Der Einspruch erheb ende Huhland begründete seinen Binspruch 
•ff.*,1̂, mit einer von ihm entarteten Belastung seines Grundbesitzes 
i y^f" durch notwendig werdende Strassensicherang, Die Sicherung der 
'*?|, • ötrassenherstellung ist nicht Gegenstand dieses Verfahrens. 
;"•; • Der Einspruch war daher abzuweisen, 
,4 Der Einsprücherhebende Isidor Öttl hat seinen Einspruch damii 
' " •; begründet, dass er seinen Zaun zurückverlegen müsste und viel 

Grundfläche verlieren würde. Durch die Festsetzung von Bauli­
nien wird an den tatsächlichen Grundbesitzverhältnissen keine 
Änderung eintreten. Eine Aufforderung zur Zurücksetzung der vor­
handenen Einfriedung ist mit der Baullnienfestsetzung, nicht ver­
bunden. Weder die Grundabtretung zur Strassenherstellung noch 

•. die Zurücksetzung der vorhandenen Einfriedung ist Gegenstand 
dieses Verfahrens. Der Einspruch war daher abzuweisen.• 

Die Einsprucherhebende Pfandlhat ihren Einspruch wörtlich 
genau so begründet v̂ ie der einsprucherhebende öttl. Auch dieser 

.,'; Einspruch war daher abzuweisen. 
^"'.^'' Soweit erforderlich_wurden gemäss § 68 BayBO erinnerungsberec 

tigte Behörden gehört, üinwendungen wurden von diesen Stellen 
'•"i'f nicht erhoben. 

Die technische Abteilung hat den Antrag geprüft und die 
Pläne revidiert. 

Die Festsetzung von Baulinien erfolgt nach den Vorschriften 
der § § 1 - 4 - BayBO, Die Festetzung von Baulinien für dieses Ge­
biet ist Bur Hegelurig 'der Bebauung und Erzielung einer ordnungs­
gemässen Bebauung der Grundstücke und Aufteilung dieser Grund­
stücke notwendig gewesen. 

Bei richtiger Würdigung, der Sachlage und der vorhandenen 
Gutachten war daher zu entscheiden wie' geschehen. 

Die Entscheidung im Kostenpunkt'stützt sich auf § 79 BayBO 
Art, 14-2 ff. 166 un.d 175 .Kostengesetz (KG) in Verbindung mit 
§ 9 des Gesetzes über Maßnahmen auf dem Gebiete des Kostenwesens 
vom 9.7.19^9 (GVB1.S.181) (KMG). Hiernach ist für Beschlüsse 
und Bescheide eine' Gebühr festzusetzen. Es erschien angemessen» 
für diesen Beschluss eine Gebühr von'DM 100.- festzusetzen. Die 
Kosten des Verfahrens hat gemäss Art,,166 KG derjenipe zu tragen. 

;'v-.'<,» der die Amtshandlung veranlasst hat. Die vorstehende'Bntscheiduni 
''"-'"* wurde durch den Antrag des Herrn Anton Halmannsegger veranlasst. 

Der Zuschlag von 25 v.H. üiuss gemäss § 9 PJG zu jeder Gebühx 
y„; ' «erhoben werden. " ' •./,••.-.'.-, 

'-yQ>'«'. •! - -'^•\ Rechtsmi11e 1 be lehs ung. 
'*':V Geg,en diesen Beschluss kann innerhalb von zwei Wochen nach 

Zustellung Beschwerde erhaben werden.. Die Beschwerde ist - mög­
lichst in zweifacher Ausfertigung - bei dem unterfertigten Land­
ratsamt zur Weiterleitung an die zur Entscheidung über die Be- i 

. , schwende zuständige Regierung von Oberbayern in München Maximi­
lianstrasse 14 schriftlich .einzureichen. Die Beschwerde muss ei­
nen bestimmten Antrag enthalten. Die Beschwerdepunkte und die zm 
Begründüng dienenden Tatsachen und Beweismittel sollen angege­
ben werden. 

*''" Sollte auf die Beschwerde ohne "zureichenden Grund-binnen angc 
messener Frist kein Bescheid ergehen, so kann Anfechtungsklage 

'->•>! bei dem Verwaltungsgericht München in München, Langerstrasse 6 ? 
':.\'\ ,, ̂  schriftlich oder zur Niederschrift des Urftundsbeamten der Ge- ;'• 
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schäf bsstelle erhoben werden, aber nur innerhalb von sechs , 4--v 
Monaten seit Einlegung der Beschwerde. Bei Erhebung der An- • ' '^1 
fechtungsklage ist folgendes zu beachten^ _ '% 

Die Anfechtungsklage soll als solche bezeichnet werden, 
Sie muss einen bestimmten Antrag enthalten. Die Anfechtunps-
punkte und die zur Begründung dienendan Tatsachen und Be­
weismittel sollen angegeben werden. Wird die Anfechtungsklage 
schriftlich erhoben, so sind die FClage und die weiteren Schrift- f-
Sätze samt Anlagen in so vielen Ausfertigungen einzureichen, 
dass jedem Beteiligten eine Ausfertigung und der Staatsan-
¥/altschaft beim Verwaltungsgericht zwei Ausfertigungen zu- ,, ". 
gestellt werden können. ; •: -
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